Landtag


15. Sitzung vom 21. Oktober 1998


Sitzungsbericht





(Beginn um 9 Uhr.)








Vorsitzende: Erste Präsidentin Maria Hampel-Fuchs, Zweiter Präsident Johann Römer und Dritte Präsidentin Erika Stubenvoll.


Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Gerhard Göbl, Rudolf Klucsarits, Hans Schiel, Heidrun Schmalenberg, Brigitte Schwarz-Klement, Marco Smoliner, Rudolf Stark, Mag Maria Vassilakou, Kurt Wagner, Renate Winklbauer und Inge Zankl.


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs eröffnet die Sitzung.


 1. Entschuldigt sind die Abgen Susanne Jerusalem, Alessandra Kunz, Jutta Sander und Barbara Schöfnagel.


 2. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs teilt mit, daß die Anti-Atomaktivitäten der Bundesländer Burgenland, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg und Wien einen Arbeitskreis zur Koordination der Aktivitäten gegen grenznahe Atomanlagen konstituiert haben und mit der Leitung des Arbeitskreises der Beauftragte des Landes Oberösterreich, Herr Radko Pavlovec, betraut wurde.


 3. Weiters teilt Präsidentin Maria Hampel-Fuchs mit, daß ihr die am 7. Oktober 1998 verabschiedete Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der europäischen regionalen gesetzgebenden Parlamente vorliegt und diese Erklärung den Klubs zur Verfügung gestellt wird.


 4. In der Fragestunde werden von Präsidentin Maria Hampel-Fuchs folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (PrZ 76/LM/98-KSP): Abg Dipl Ing Rudolf Schicker an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Planung und Zukunft:


Das Land Niederösterreich hat einen Regionsmanager für den Raum südlich von Wien eingesetzt. Der gemeinsame Landtagsausschuß für Verkehrs- und Siedlungspolitik hat die Einrichtung gemeinsamer Regionsmanager für den Südraum, den Westen und den Norden gefordert und die Sinnhaftigkeit von Regionsmanagern, die sich auf ein Bundesland beschränken müssen, in Frage gestellt. Ist an die Einsetzung gemeinsamer Regionsmanager mit Niederösterreich für den Süden, den Westen und Norden gedacht?


2. Anfrage (PrZ 97/LM/98-KLF): Abg Mag Gabriele Hecht an den Landeshauptmann:


Der Bericht der Volksanwaltschaft stellt der Verwaltung der Gemeinde Wien ein denkbar schlechtes Zeugnis aus. So ist nicht nur die Anzahl der Beschwerden im Berichtszeitraum auf Rekordhöhe angestiegen, aus dem Umgang mit den angesprochenen Behörden zieht die Volksanwaltschaft den Schluß, daß Billigkeit und Bürgerfreundlichkeit dem Magistrat der Stadt Wien kein Anliegen sind. Im Jahr 1997 haben Sie öffentlich erklärt, daß Privatisierung im Bereich der Verwaltung für Sie kein Thema sei, solange die BürgerInnen zufrieden sind. Sind Sie angesichts der nun offensichtlichen Unzufriedenheit der BürgerInnen bereit, Privatisierungen und Auslagerungen vorzunehmen?


3. Anfrage (PrZ 60/LM/98-KGR): Abg Mag Christoph Chorherr an den Landeshauptmann:


Werden Sie sich - nachdem führende Verfassungsrechtler die Zulässigkeit von Untersuchungsausschüssen auf Gemeinde- und auf Landesebene bestätigt haben - dafür einsetzen, daß dieses Instrumentarium so wie in allen anderen Bundesländern auch in der Wiener Stadtverfassung verankert wird?


4. Anfrage (PrZ 62/LM/98-KVP): Abg Dr Matthias Tschirf an den Landeshauptmann:


Das Wiener Landesvergabegesetz ist ein wichtiges Instrumentarium zur Verbesserung der Vergabepraxis der Gemeinde Wien. Warum orientiert sich der Gesetzesentwurf nicht am Bundesvergabegesetz, das sich allgemein bewährt hat?


 5. (PrZ 29/AL/98) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag der Abg Martina LUDWIG eine Aussprache über das Thema "Keine Waffen in privaten Haushalten - noch mehr Sicherheit für alle Wienerinnen und Wiener" statt. 


 6. Von Abgeordneten des Liberalen Forums wurden 4 und der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 2 schriftliche Anfragen eingebracht:


(PrZ 1839/LF/98) Anfrage der Abg Mag Michaela Hack und PartnerInnen an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend einheitlicher Energieausweis als Grundlage für Förderungen im Sanierungsbereich.


(PrZ 1840/LF/98) Anfrage des Abg Hanno Pöschl und PartnerInnen an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie Umwelt und Verkehrskoordination, betreffend Gebühren laut Parkometergesetz und Organstrafverfügung.


(PrZ 1841/LF/98) Anfrage des Abg Marco Smoliner an den Landeshauptmann und an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend die Untersagung des "1. Europa-Flugtages in Wien Aspern am 20. - 21. Juni 1998" durch das Amt der Wiener Landesregierung.


(PrZ 1842/LF/98) Anfrage der Abgen Hanno Pöschl und Marco Smoliner an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination, betreffend Parkometerabgaben für die Privat-Pkw von Bediensteten der Polizei und der Feuerwehr.


(PrZ 1829/LF/98) Anfrage des Abg Mag Christoph Chorherr an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination, betreffend Überprüfung der Emissionswertverordnung.


(PrZ 1830/LF/98) Anfrage der Abg Jutta Sander an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, betreffend personelle Aufstockung des Unabhängigen Verwaltungssenats (UVS).


(PrZ 1826/MDLF/98) Die Abgen Mag Hilmar Kabas, DDr Eduard Schock, Johann Römer und Josef Wagner haben eine an den Landeshauptmann gerichtete Anfrage, �
betreffend den territorialen Beschäftigungspakt für Wien, eingebracht und gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung die dringliche Behandlung verlangt.


An schriftlichen Anträgen wurden eingebracht: Von Abgeordneten der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 8, der Freiheitlichen Partei Österreichs 2 und vom Liberalen Forum und den "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" gemeinsam 1:


(PrZ 1831/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Eintragung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 1832/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften im Wiener Vertragsbedienstetenrecht, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 1833/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften im Wiener Dienstrecht, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 1834/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Parteienstellung bei Baumfällungen, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 1835/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Einbeziehung der Obstbäume ins Baumschutzgesetz, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 1836/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Qualität der Ersatzpflanzungen, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 1837/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Gesetz zum Schutz gegen Baulärm, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 1838/LAt/98) Der Antrag der Abgen Jutta Sander, �Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz und Mag Maria Vassilakou, betreffend Änderung des Kanalräumungs- und Kanalgebührengesetzes, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.


(PrZ 1827/LAt/98) Der Antrag der Abgen Susanne Kovacic und Dr Herbert Madejski, betreffend § 7 der Wiener Bauordnung - Schutzzonen, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 1828/LAt/98) Der Antrag der Abgen Brigitte Reinberger, Barbara Schöfnagel und Nikolaus Amhof, betreffend kostenlose Benutzung der Kurzparkzonen für Solarmobile, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.


(PrZ 1843/LAt/98) Der Antrag der Abgen Marco Smoliner, Mag Gabriele Hecht, Dr Wolfgang Alkier, Mag Alexandra Bolena, Mag Michaela Hack, Hanno Pöschl und Jutta Sander, betreffend die Aufhebung der Übertragung der Angelegenheiten der Sittlichkeitspolizei an die Bundespolizeidirektion Wien, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 1844/LAt/98) Der Antrag der Abg Mag Michaela Hack und PartnerInnen, betreffend Schaffung von Arbeitsräumlichkeiten im Rahmen der Wiener Wohnbauförderung, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 1845/LAt/98) Der Antrag der Abg Mag Michaela Hack und PartnerInnen, betreffend Definition des Begriffs "Gärtnerische Ausgestaltung" in der Bauordnung für Wien, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 1846/LAt/98) Der Antrag der Abg Mag Michaela Hack und PartnerInnen, betreffend Überarbeitung von Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien mit dem Ziel der sprachlichen Vereinfachung, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 1847/LAt/98) Der Antrag der Abg Mag Michaela Hack und PartnerInnen, betreffend Kenntlichmachung von Waldgebieten im Grundkataster, wird dem Landeshauptmann sowie dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 1848/LAt/98) Der Antrag der Abgen Dr Wolfgang Alkier, Mag Alexandra Bolena und PartnerInnen, betreffend Schul-Info-Messen, wird dem Landeshauptmann zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


(PrZ 1849/LAt/98) Der Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht, Dr Wolfgang Alkier und PartnerInnen, betreffend Wiener Landesvergabegesetz, wird dem Landeshauptmann �
zugewiesen. (Der Antrag ist genügend unterstützt.)


 7. (PrZ 1216-MDBLTG, P 1) Der 18. und 19. Bericht der Volksanwaltschaft (1996-1997) an den Wiener Landtag wird zur Kenntnis genommen.


(PrZ 1850/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl und PartnerInnen, betreffend unverständliche Härten im Wiener Parkometergesetz, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 1851/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl und PartnerInnen, betreffend realitätsfremde Gesetzesauslegung der MA 67 in bezug auf die Benützung von Haus- und Grundstückseinfahrten laut Bericht der Volksanwaltschaft, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 1852/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag der Abgen Hanno Pöschl, Mag Gabriele Hecht und Partner-Innen, betreffend Häufigkeit der Behandlung der Volksanwaltschaftsberichte, wird angenommen.


(PrZ 1853/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag der Abgen Hanno Pöschl, Mag Gabriele Hecht und Partner-Innen, betreffend Stellungnahmen der Geschäftsgruppen der Gemeinde/des Landes Wien in Berichten der Volksanwaltschaft, wird angenommen.


(PrZ 1854/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag der Abgen Hanno Pöschl, Mag Gabriele Hecht und Partner-Innen, betreffend Prüfmöglichkeit der Volksanwaltschaft bei den Wiener Stadtwerken, wird abgelehnt.


(PrZ 1855/LAt/98) Der Beschluß- (Resolutions-) Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht, Hanno Pöschl und Partner-Innen, betreffend Reifeprüfung für Gesetze, wird abgelehnt.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 918-MDBLTG, P 2) Die in der Beilage Nr 21 enthaltene Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften wird genehmigt.





Folgende vier Anträge werden nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 1023-MDBLTG, P 3) Die in der Beilage Nr 23 enthaltene Vorlage eines Gesetzes über Änderungen der Grenzen zwischen dem 3., 4. und 5. Bezirk, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 1246-MDBLTG, P 4) Die in der Beilage Nr 27 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (5. Novelle zur Dienstordnung 1994) und die Besoldungsordnung 1994 (9. Novelle zur Besoldungsordnung 1994) geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.





Berichterstatter: Amtsf StR Dr Sepp Rieder


(PrZ 859-MDBLTG, P 5) Die in der Beilage Nr 20 ent-�haltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz und die Wiener Abgabenordnung geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.





Berichterstatter: Abg Heinz Hufnagl 


(PrZ 1214-MDBLTG, P 6) Die in der Beilage Nr 22 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener land- und forstwirtschaftliche Gleichbehandlungsgesetz, LGBl für Wien Nr 25/1980, in der Fassung der Gesetze LGBl für Wien Nr 30/1986, 42/1991 und 7/1994, geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.





Berichterstatter: Amtsf StR Werner Faymann


(PrZ 1215-MDBLTG, P 7) Die in der Beilage Nr 26 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem einzelne Bestimmungen der Bauordnung für Wien und des Wiener Kleingartengesetzes 1996 neuerlich beschlossen und kundgemacht werden und die Bauordnung für Wien geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.


(PrZ 383-GWS, P 8) Die in der Beilage Nr 24 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kleingartengesetz 1996 geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.





Berichterstatter: Amtsf StR Werner Faymann


(PrZ 384-GWS, P 9) Die in der Beilage Nr 25 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Garagengesetz geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluß erhoben.


(PrZ 1856/LAt/98) Der Abänderungsantrag der Abgen Georg Fuchs, Gerhard Kubik, Dr Herbert Madejski, Günter Kenesei und Mag Michaela Hack, betreffend das Wiener Garagengesetz, wird angenommen.





Folgender Antrag wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Abg Josefa Tomsik 


(PrZ 1113-MDBLTG, P 10) Der Bericht des Rechnungshofs über Bezüge öffentlicher Funktionäre in Ländern und Gemeinden wird zur Kenntnis genommen.





Berichterstatterin: Abg Josefa Tomsik 


(PrZ 1103-MDBLTG, P 11) Der Bericht 1998 des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 1a der Wiener Stadtverfassung betreffend die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtags gewählt wurden, wird zur Kenntnis genommen.





(Zur Abhaltung einer nichtöffentlichen Sitzung wird die öffentliche Sitzung von 15.33 Uhr bis 15.42 Uhr unterbrochen.)





 8. (PrZ 1826/MDLF/98) Die Dringliche Anfrage der Abgen Mag Hilmar Kabas, DDr Eduard Schock, Johann Römer und Josef Wagner, betreffend den territorialen Beschäftigungspakt für Wien, wird nach Verlesung durch Schriftführerin Abg Brigitte Reinberger von Abg Mag Hil-�
mar Kabas begründet und von Lhptm Dr Michael Häupl mündlich beantwortet und anschließend eine Debatte abgeführt.


(PrZ 1857/LAt/98) Der Beschlußantrag der Abgen Jo-hann Römer und Dr Helmut Günther, betreffend "Karenz-�geld für alle", wird abgelehnt.


(PrZ 1858/LAt/98) Der Beschlußantrag der Abgen Jo-hann Römer und Michael Kreißl, betreffend Kinderbetreuungsscheck, wird abgelehnt.





(Schluß um 18.17 Uhr.) 
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